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Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 16.02.2001 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 25.09.2001 verurteilt, die abgesetzten Nrn. 9301
bis 9310 des Diabetes-Vertrages abzurechnen und zu vergÃ¼ten. Die Beklagte
trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤ger.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber sachlich-rechnerische Berichtigungen im Quartal
111/00.

Die KlÃ¤ger sind als Internisten in L zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen
und haben die Genehmigung als Diabetologische Schwerpunktpraxis (DSP) nach
dem Diabetes-Vertrag zur Verbesserung der QualitÃ¤t der ambulanten Versorgung
von Diabetikern durch Intensivierung der interdisziplinÃ¤ren Kooperation von
VertragsÃ¤rzten (Diabetes-Vertrag), der zwischen der Beklagten und den
nordrheinischen Krankenkassen sowie den ErsatzkassenverbÃ¤nden und der
Bundesknappschaft abgeschlossen wurde. Durch Bescheid vom 16.02.2001 wurden
von der Beklagten fÃ¼r das Quartal lll/OO Leistungen nach den Nrn. 9301 bis 9310
des Diabetes-Vertrages bei Patienten mit Diabetes Typ-Il gestrichen. Die Beklagte
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legte dar, dass bei der Ã�berprÃ¼fung der Abrechnung festgestellt worden sei, dass
die Leistungen nach den Nrn. 9301 bis 9310 auch auf Ã�berweisung von nicht
diabetologisch geschulten HausÃ¤rzten (DHA) abgerechnet worden seien. Liege
eine entsprechende Indikation des Diabetes-Vertrages vor, sollten Diabetiker nur
auf Ã�berweisungsschein von der Schwerpunktpraxis mitbehandelt werden. Daher
seien Leistungen auf Ã�berweisung von nicht hausÃ¤rztlichen Diabetologen
gestrichen worden.

Hiergegen legten die KlÃ¤ger Widerspruch ein. Sie trugen vor, dass eine
Schwachstelle des Diabetes-Vertrages darin liege, dass sich bisher nicht
genÃ¼gend HausÃ¤rzte zum DHA qualifiziert hÃ¤tten. Bisher seien die
Ã�berweisungen von Nicht-DHA toleriert worden. Seit Mitte letzten Jahres sei eine
Ã�nderung der Ã�berweisungspraxis angekÃ¼ndigt worden, dahingehend, dass
kÃ¼nftig nur noch Patienten von DHA an die Schwerpunktpraxis Ã¼berwiesen
werden dÃ¼rften. Eine Bedingung sei jedoch immer gewesen, dass dies erst dann
geÃ¤ndert werde, wenn sich genÃ¼gend HausÃ¤rzte qualifiziert hÃ¤tten. Das
einseitige Verbot der Beklagten sei nicht durch die rechtliche und tatsÃ¤chliche
Situation gedeckt. Sie kÃ¶nnten Ã¼berhaupt nicht kontrollieren, ob ein Hausarzt als
DHA qualifiziert sei oder nicht. Weder aus dem Praxisstempel noch aus einer
anderen verbindlichen Verlautbarung der Beklagten gehe dies zweifelfrei hervor. Es
gebe zwar eine Liste, diese sei aber lÃ¼ckenhaft und teilweise falsch. Die
Mitteilung, dass die Ã�berweisung von DHA nunmehr zwingend sei, hÃ¤tten sie
zudem erst am Quartalsende in der Weihnachtszeit 2000 telefonisch erhalten, so
dass sie dem beim besten Willen nicht entgegen wirken konnten. Die KlÃ¤ger haben
ferner 4 FÃ¤lle von Schwangeschaftsdiabetes benannt, in denen die-Patientinnen
von GynÃ¤kologen Ã¼berwiesen wurden sowie (mehrere FÃ¤lle, in denen nach
ihrer Auffassung Ã�berweisungen von DHA Vorlagen.

Durch Bescheid der Beklagten vom 13.06.2001 wurde dem Widerspruch der
KlÃ¤ger teilweise abgeholfen. Einige FÃ¤lle, in denen Ã�berweisungen von DHA
Vorlagen und die FÃ¤lle der Ã�berweisungen von GynÃ¤kologen wurden
abgerechnet und 7450,- DM zurÃ¼ckerstattet.

Durch Widerspruchsbescheid vom 25.09.2001 wurde der Widerspruch der KlÃ¤ger
im Ã�brigen zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen richtet sich die am 24.10.2001 eingegangene Klage. Die KlÃ¤ger haben
im Wesentlichen ihr Vorbringen aus dem Widerspruchsverfahren wiederholt. Sie
seien in sÃ¤mtlichen FÃ¤llen mit Ausnahme der Typ-I-Diabetiker auf Ã�berweisung
tÃ¤tig geworden. Damit seien die Voraussetzungen der VergÃ¼tung nach dem
Diabetes-Vertrag erfÃ¼llt. Â§ 4 Abs. 3 Diabetes-Vertrag sei eine Soll-Vorschrift â��
die Ã�berweisung mÃ¼sse nicht von DHA erfolgen. Bis zum Quartal 111/00 seien
keine Streichungen in diesen FÃ¤llen erfolgt. Die Listen, die mittlerweile die DHA
auffÃ¼hren und von der Beklagten zur VerfÃ¼gung gestellt wurden, hÃ¤tten im
Quartal 111/00 noch nicht Vorgelegen. Von daher bestehe zumindest fÃ¼r das
Quartal 111/00 Vertrauensschutz.

Die KlÃ¤ger beantragen,
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die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 16.02.2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 25.09.2001 zu verurteilen, die abgesetzten
Leistungen nach den Nrn. 9301 bis 9310 des Diabetes-Vertrages abzurechnen und
zu vergÃ¼ten,hilfsweise die VergÃ¼tung in den gestrichenen FÃ¤llen nach EBM
abzurechnen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat im Wesentlichen dargelegt, dass sie die diabetologischen
Schwerpunktpraxen aufgrund der Einigkeit zwischen den Vertragspartnern mit der
VerÃ¶ffentlichung in KVNo-aktuell 7/99 darÃ¼ber informiert habe, dass sie bis zum
30.09.1999 die MÃ¶glichkeit erhalten, die Leistungen nach den Ziffern 9303 und
9306 bis 9310 des.Diabetes-Vertrages durchzufÃ¼hren und abzurechnen, ohne
dass die ansonsten vorgeschriebene Ã�berweisung vom DHA gefordert werde. Eine
Ausnahme sei lediglich fÃ¼r den Typ I-Diabetiker und fÃ¼r die Gestations-
Diabetikerin vereinbart worden. Die Vertragspartner seien sich stets einig darÃ¼ber
gewesen, dass zur Behandlung von Diabetikern in der DSP eine Ã�berweisung vom
DHA erforderlich sei. Dies entspreche bereits der Philosophie des Diabetes-
Vertrages und sei durch die Bezeichnung "Vertrag zur Intensivierung der
interdisziplinÃ¤ren Kooperation von VertragsÃ¤rzten in der ambulanten Versorgung
von Diabetikern" deutlich geworden. Die diabetologisch tÃ¤tigen Ã�rzte seien
umfassend durch zahlreiche Informationsveranstaltungen, die jeweils in der KVNo-
aktuell angekÃ¼ndigt worden seien, Ã¼ber die Einzelheiten der
Vertragsvereinbarungen in Kenntnis gesetzt worden.

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf den Ã¼brigen Inhalt der
Gerichtsakte und der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung war.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Der Bescheid der Beklagten vom 16.02.2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 25.09.2001 ist rechtswidrig und beschwert die
KlÃ¤ger im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Die Beklagte
hat die Leistungen nach den Ziffern 9303 bis 9310 Diabetes-Vertrag, die nicht auf
Ã�berweisung von DHA erfolgten, zu Unrecht gestrichen.

Ein VergÃ¼tungsausschluss fÃ¼r Leistungen einer Schwerpunktpraxis, die auf
Ã�berweisung von HausÃ¤rzten, die nicht DHA sind, erfolgen, lÃ¤sst sich aus dem
Diabetes-Vertrag nicht ableiten. Der Diabetes-Vertrag ist ein Ã¶ffentlich-rechtlicher
Vertrag mit normativer Wirkung, ein sogenannter Normvertrag mit rechtlicher
Wirkung gegenÃ¼ber Dritten. Bei der Auslegung von NormvertrÃ¤gen kommt es
nicht auf den subjektiven Willen der Vertragspartner an, sondern auf die objektive
ErklÃ¤rungsbedeutung (BSG-Urteil vom 03.03.1999 â�� B 6 KA 18/98 R -). Bei
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allgemeinen Regelungen in NormvertrÃ¤gen kÃ¶nnen auÃ�er der
Wortlautauslegung auch eine systematische, teleologische und
entstehungsgeschichtliche Auslegung in Betracht kommen (BSG a.a.O.). FÃ¼r die
Auslegung von VergÃ¼tungsregelungen gelten aber dieselben GrundsÃ¤tze, die die
Rechtsprechung zur Auslegung von GebÃ¼hrentatbestÃ¤nden des Einheitlichen
BewertungsmaÃ�stabes (EBM) entwickelt hat. Hier wie dort ist grundsÃ¤tzlich
davon auszugehen, dass die Vertragspartner den Wortlaut dieser TatbestÃ¤nde im
Wege des Ausgleichs ihrer unterschiedlichen Standpunkte und Interessen
vereinbart haben und dass es vorrangig ihre Sache ist, einen unklaren oder in der
Praxis missverstandenen Wortlaut zu Ã¤ndern oder zu prÃ¤zisieren.
Dementsprechend haben sich die Gerichte in erster Linie an den Wortlaut der
maÃ�geblichen Bestimmungen zu halten (LSG NRW Urteil vom 03.09.2003 â�� L 11
KA 277/01).

Die Leistungslegenden der Nrn. 9301 bis 9310 des Diabetes-Vertrages enthaltenen
keinen Leistungsausschluss fÃ¼r den Fall der fehlenden Ã�berweisung von DHA.
Aber auch aus Â§ 4 Abs. 3 Diabetes-Vertrag lÃ¤sst sich ein VergÃ¼tungsausschluss
nicht ableiten. Danach sollen bei entsprechender Indikation alle Diabetiker nur auf
Ã�berweisungsschein von der Schwerpunktpraxis mitbehandelt werden. Der Typ-I-
Diabetiker kann auf direktem Wege die Schwerpunktpraxis in Anspruch nehmen. Im
Zusammenhang mit Â§ 4 Abs. 4 Diabetes-Vertrag der die RÃ¼ckÃ¼berweisung an
den DHA regelt, lÃ¤sst sich Â§ 4 Abs. 3 Diabetes-Vertrag zwar entnehmen, dass mit
Ã�berweisung die Ã�berweisung des DHA gemeint ist; jedoch bedeutet diese
Regelung keinen VergÃ¼tungsausschluss. VergÃ¼tungsausschlÃ¼sse mÃ¼ssen
eindeutig geregelt werden. Die Soll-Vorschrift des Â§ 4 Abs. 3 Diabetes-Vertrag ist
keine zwingende Regelung, die mit dem Wort "mÃ¼ssen" gekennzeichnet wird,
sondern bedeutet, dass in AusnahmefÃ¤llen die Ã�berweisung von Nicht-DHA
mÃ¶glich ist. DarÃ¼berhinaus ist in Â§ 2 Abs. 2 c Diabetes-Vertrag ein
VergÃ¼tungsausschluss unmissverstÃ¤ndlich geregelt. Danach werden die
Leistungen nach dem Diabetes-Vertrag nur vergÃ¼tet, wenn DHA und DSP die
entsprechenden Daten pro i Quartal vollstÃ¤ndig an eine bestimmte Firma weiter
leiten. Da die Vertragspartner hier ausdrÃ¼cklich einen VergÃ¼tungsausschluss
vereinbart haben, bedeutet dies im Umkehrschluss, dass ein
VergÃ¼tungsausschluss fÃ¼r die Soll-Vorschrift des Â§ 4 Abs. 3 Diabetes-Vertrag
gerade nicht vorgesehen ist.

Eine ergÃ¤nzende Vereinbarung der Vertragspartner nach Â§ 3 Abs. 3 Diabetes-
Vertrag, wonach die Vertragspartner Auslegungsfragen zum Vertragsinhalt
einvernehmlich klÃ¤ren, liegt nicht vor. Eine VerÃ¶ffentlichung der Beklagten in der
KVNo-aktuell zu VergÃ¼tungsregelungen kann zwar Vertrauensschutz begrÃ¼nden,
ist aber nicht geeignet, NormvertrÃ¤ge verbindlich fÃ¼r die VertragsÃ¤rzte
auszulegen.

Die Kammer ist zwar der Auffassung, dass ein VergÃ¼tungsausschluss im Wortlaut
des Diabetes-Vertrages eindeutig geregelt sein mÃ¼sste, eine Auslegung nach Sinn
und Zweck des Diabetes-Vertrages wÃ¼rde aber nicht zu einem anderen Ergebnis
fÃ¼hren. Die im Diabetes-Vertrag vereinbarte besondere VergÃ¼tung auÃ�erhalb
des EBM wird den DSP dafÃ¼r gewÃ¤hrt, dass sie hohe QualitÃ¤tsanforderungen
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erfÃ¼llen mÃ¼ssen und u.a. verpflichtet sind, anhand von Dokumentationsdaten
quartalsweise die ErfÃ¼llung und Einhaltung von QualitÃ¤tskriterien nachzuweisen.
Diese hohe QualitÃ¤t bietet die DSP auch im Falle der Ã�berweisung durch einen
Hausarzt, der nicht DHA ist. Es ist ferner auch sinnvoll, dass Â§ 4 Abs. 3 Diabetes-
Vertrag nur als Soll-Vorschrift formuliert ist und keinen VergÃ¼tungsausschluss
beinhaltet. FÃ¼r die Ã�rzte der Schwerpunktpraxen ist nicht erkennbar, welcher
Hausarzt DHA ist und auch die Patienten sind hierÃ¼ber nicht informiert.
Voraussetzung fÃ¼r die VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit eines VergÃ¼tungsausschlusses
ist daher, dass einmal genÃ¼gend DHA zur VerfÃ¼gung stehen und zum anderen
vollstÃ¤ndige Listen der Beklagten gefÃ¼hrt werden, in denen die DHA aufgefÃ¼hrt
sind. Dies ist zumindest fÃ¼r das Quartal 111/00 noch nicht der Fall gewesen. Wenn
die Vertragspartner es als sinnvoll ansehen, Leistungen von Schwerpunktpraxen nur
dann zu vergÃ¼ten, wenn eine Ã�berweisung von DHA erfolgt, so mÃ¼ssen sie
eine solche Regelung unmissverstÃ¤ndlich im Diabetes-Vertrag treffen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG in der hier noch anzuwendenden bis
zum 01.01.2002 geltenden Fassung.

Erstellt am: 03.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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